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Nach erneutem Tarif-Marathon

Mit gutem Abschluss  
über die Ziellinie!

„Der Schlichterspruch war eine gute Basis“, resümierte dbb Chef Ulrich Silberbach nach 
dem Ende der Potsdamer Tarifverhandlungen in der Nacht vom 22. auf den 23. April 2023, 
„und trotzdem mussten wir jetzt noch einmal viele kleine Schrauben drehen, um einen 
werthaltigen und konsensfähigen Abschluss hinzubekommen: Aber der Marathon seit 
Ende Januar hat sich gelohnt, wir gehen jetzt mit einem richtig guten Abschluss über die 
Ziellinie. Dass der Tarifkonflikt heute hier in Potsdam einen guten Abschluss findet, ist 
wichtig für die Beschäftigten und ist wichtig fürs ganze Land.“ Nach unzähligen Streiks, 
vier Verhandlungsterminen und einer intensiven Schlichtung steht im Kern ein Ergebnis, 
das den Beschäftigten einen Sockel von 200 Euro und eine lineare Erhöhung von 5,5 Pro-
zent beschert. Auf jeden Fall erhalten alle Beschäftigten mindestens eine Einkommens
erhöhung von 340 Euro. Außerdem erhalten die Arbeitnehmenden des TVöD die Inflati-
onsausgleichsprämie in Höhe von 3.000 Euro. Silberbach gegenüber der Presse: „Auch wir 
haben uns für diesen Kompromiss bewegt, aber unser Kernanliegen, die Einkommensver-
hältnisse unserer Kolleginnen und Kollegen spürbar zu verbessern, haben wir durchge-
setzt. Kein Abschluss der letzten Monate erreicht unser TVöD-Niveau.“

Die Verhandlungsführer erläutern das Tarifergebnis vor der Presse
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Inflationsausgleich
Die Beschäftigten erhalten mit dem Entgelt für den Monat Juni 2023, wenn ihr Arbeitsverhältnis am 
1. Mai 2023 bestand und an mindestens einem Tag zwischen dem 1. Januar 2023 und dem 31. Mai 
2023 Anspruch auf Entgelt bestanden hat, 1.240 Euro. Bei Beschäftigten, die unter den Geltungsbe-
reich des TVAöD, TVSöD, TVHöD, TVPöD oder TVA-Wald-Bund fallen, beträgt der Inflationsausgleich 
2023 620 Euro. § 24 Absatz 2 TVöD bzw. § 7 Absatz 3 TV-V gelten entsprechend. Für Beschäftigte, die 
unter den TV-Fleischuntersuchung fallen, beträgt der Inflationsausgleich 2023 einheitlich 620 Euro. 

Hinzu kommen für Personen, die unter den Geltungsbereich dieses Tarifvertrags fallen, monatliche  
Sonderzahlungen für die Monate Juli 2023 bis Februar 2024 in Höhe von 220 Euro. Im Geltungsbereich 
des TVAöD, TVSöD, TVHöD, TVPöD und TVA-Wald-Bund betragen die monatlichen Sonderzahlungen 
110 Euro. § 24 Absatz 2 TVöD bzw. § 7 Absatz 3 TV-V gelten entsprechend. Beschäftigte, die unter den 
TV-Fleischuntersuchung fallen, erhalten monatlich 110 Euro.

Lineare Erhöhung
Die Tabellenentgelte werden zum 1. März 2024 um einen Sockelbetrag von 200 Euro und anschließend 
um 5,5 Prozent erhöht. Sollte dabei keine Erhöhung um 340 Euro erreicht werden, wird der Erhöhungs-
betrag auf mindestens 340 Euro gesetzt.

Tarifliche Zulagen, für die die Dynamisierung über die allgemeine Entgeltanpassung vereinbart ist, 
werden ab dem 1. März 2024 einheitlich um 11,5 Prozent erhöht.

Die Laufzeit des Tarifvertrags beträgt 24 Monate.

Azubis
Entgelt Azubis
Die Ausbildungsentgelte nach dem TVAöD, die Praktikantenentgelte nach dem TVPöD, die monat
lichen Entgelte nach § 8 Absatz 1 Satz 2 TVSöD sowie das monatliche Studienentgelt nach § 8 Absatz 
2 TVSöD werden ab dem 1. März 2024 um 150 Euro erhöht.

Übernahme Azubis
§ 16a TVAöD – Allgemeiner Teil – (Übernahme von Auszubildenden) wird ab dem 1. Januar 2023  
wieder in Kraft gesetzt und tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2024 außer Kraft.
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Krankenhäuser sowie Pflege- und Betreuungseinrichtungen
Soweit es zur regionalen Differenzierung, zur Deckung des Personalbedarfs oder zur Bindung von qua-
lifizierten Fachkräften erforderlich ist, kann sowohl Gruppen von Beschäftigten als auch einzelnen Be-
schäftigten abweichend von dem sich aus der nach § 16 (VKA), § 17 Abs. 4 und 4a, § 51 Abs. 1 und 2 
sowie § 53 Abs. 1 ergebenden Stufe ihrer jeweiligen Entgeltgruppe zustehenden Entgelt, ein um bis 
zu zwei Stufen höheres Entgelt ganz oder teilweise vorweggewährt werden. 

Ferner wird eine Öffnungsklausel vereinbart, um durch Betriebs-/Dienstvereinbarung Zulagen bzw. 
Zuschläge zum Beispiel für Dienste zu ungünstigen Zeiten gewähren zu können.

Nahverkehr
Die Kommunalen Arbeitgeberverbände Baden-Württemberg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Sachsen und Rheinland-Pfalz verpflichten sich, die Tabellenerhöhung im TVöD zu überneh-
men. Das gilt auch für die Inflationsausgleichszahlung.

Das komplette Einigungspapier ist auf den Sonderseiten des dbb unter www.dbb.de/ 
einkommensrunde nachlesbar.

Die Bewertung
„Wir haben viel investiert am Verhandlungstisch und auf der Straße. Und wir sind nach dem Schei-
tern der Verhandlungen Ende März mit der Vorbereitung der Urabstimmung und Vollstreik zweigleisig 
gefahren. Denn nach unklarem Auftritt von Bund und VKA am Ende der dritten Verhandlungsrunde 
mussten wir damit rechnen, dass auch die Schlichtung nicht die Wende bringt“, blickte dbb Tarifchef 
Volker Geyer während der Diskussion in der Bundestarifkommission auf die letzten Wochen zurück, 
„aber im Laufe der Schlichtung hat die Möglichkeit eines Tarifabschlusses ohne Urabstimmung und 
Vollstreik wieder an Wahrscheinlichkeit gewonnen. Alle haben sich bewegt. So ist heute ein Ergebnis 
vereinbart worden, dass ganz deutlich dem Willen der Gewerkschaften entspricht, den Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst deutliche und notwendige Einkommenserhöhungen zu verschaffen.“ Geyer kri-
tisch zu dem, was fehlt: „Bund und VKA haben sich hartnäckig geweigert, die bisherigen Altersteil-
zeitregelungen zu verlängern. Außerdem haben wir lange dafür gekämpft, dass Teilzeitbeschäftigte 
die Inflationsausgleichsprämie in vollem Umfang erhalten. Auch hier haben sich die Arbeitgebenden 
bis zuletzt verweigert.“

Der Empfehlung von Silberbach und Geyer, den erzielten Kompromiss anzunehmen, folgte die BTK 
nach intensiver Debatte mit großer Mehrheit.
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Selbstverständlich …
… hat dbb Chef Silberbach noch in Potsdam dringlich darauf hingewiesen, dass „die Einkommensrunde 
für uns erst dann wirklich vorbei ist, wenn die zeitgleiche und systemgerechte Übertragung auf die 
Bundesbeamten sicher zugesagt ist.“ Außerdem machte er deutlich, „dass die hohe Inflation alle Bür-
gerinnen und Bürger gleichermaßen trifft. Deshalb haben wir auch deutlich gemacht, dass wir auch 
für die Rentner und Pensionäre eine Lösung brauchen. Hier sehen wir den Bund in der Pflicht.

Weitere Infos …
… gibt es auf den Sonderseiten des dbb. Dort sind die neuen Tabellen eingestellt.  
Auch das Einigungspapier ist dort nachlesbar. www.dbb.de/einkommensrunde

Der dbb und die DPolG helfen!
Als Gewerkschaftsmitglied der Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG) sind Sie sicher, immer nach 
Tarifvertrag bezahlt zu werden. Die 18 Landes- und Fachverbände der DPolG mit ihren rund 100.000 
Mitgliedern bieten ständige Kontakte ohne bürokratische Umwege. Als Gewerkschaftsmitglied unter 
dem Dach des dbb genießen Sie kostenlosen Rechtsschutz für alles, was im Zusammenhang mit der 
beruflichen Tätigkeit steht.

Nähe zu den Mitgliedern ist die Stärke der DPolG. Wir informieren schnell und vor Ort über www.
dpolg.de und www.dbb.de, durch Flugblätter DPolG aktuell oder dbb aktuell und durch das Magazin 
tacheles. Grundsatzwerke und Kommentierungen erscheinen in der Reihe Tarifschriften.

Der dbb ist das Dach von 41 Gewerkschaften – eine davon ist auch in Ihrer Nähe.

Name*

Vorname*

Geb.-Datum

Straße*

PLZ/Ort*

E-Mail

Zutreffendes bitte ankreuzen*

	 Beamter / Beamtin	    in Ausbildung
 	 Arbeitnehmer/in		    im Ruhestand

	 Allg. Verw.-Dienst		    tech. Dienst
 	 Vollzugsdienst

Bes./Entgeltgruppe
 	 Teilzeit, Stunden

Dienstherr / Arbeitgeber
Amt / Dienststelle / Betrieb
Gewerkschaftsmitglied bei
von			   bis

DPolG Deutsche Polizeigewerkschaft Bundesgeschäftsstelle, Friedrichstraße 169, 10117 Berlin 
Telefon: 0 30. 47 37 81 23, Fax: 0 30. 47 37 81 25, E-Mail: dpolg@dbb.de, Internet: www.dpolg.de

Datum / Unterschrift

   Ich möchte zunächst DPolG-Informationsmaterial erhalten.

   Ich möchte ab                                         DPolG-Mitglied werden.

Datenschutzhinweis: Wir speichern und verarbeiten die uns mitgeteilten Daten, um den uns 
erteilten Auftrag zu erfüllen. Die mit einem Sternchen* versehenen Daten sind Pflichtdaten, 
ohne die eine Bearbeitung nicht möglich ist. Rechtsgrundlage der Verarbeitung ist Art. 6 (1) b  
DSGVO. Wenn Sie Informationen über eine Mitgliedsgewerkschaft wünschen, so geben wir 
Ihre Daten dorthin weiter. Sonst erfolgt keine Weitergabe an Dritte, sondern lediglich an 
Auftragsverarbeiter. Wir löschen die Daten, wenn sie für die verfolgten Zwecke nicht mehr er-
forderlich sind. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung ist: Deutsche Polizeigewerkschaft, 
Friedrichstraße 169, 10117 Berlin, Telefon: 030. 47 37 81 23, Telefax: 030. 47 37 81 25, E-Mail: 
dpolg@dbb.de. Sie können Ihre Einwilligung jederzeit widerrufen unter: E-Mail: dpolg@dbb.de. 
Informationen über Ihre Rechte als Betroffener sowie weitere Informationen erhalten Sie hier: 
www.dpolg.de/datenschutz/


